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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 25 Ausgegeben Danzig, den 30. Juni 1930 
2 — ö— — 


Inhalt. Geſetz betreffend die Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909/14. Juni 1912 in der 
Faſſung des Geſetzes vom 8. 9. 1925 (S. 141). — Lohnſummenſteuergeſetz (©. 141). — Geſetz über die Abänderung 


des Einkommen“, Körperſchafts⸗ und Vermögensſteuergeſetzes (S. 143). — Geſetz über die Beſteuerung des Perſonen⸗ 


verkehrs (S. 144). — Geſetz zur Abänderung des Geſetzes betr. die Danziger Werft und Eiſenbahn⸗Werkſtätten⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft vom 29. Dezember 1922 (S. 146). — Verordnung betr. Steuerermäßigung für Branntwein, der zur Herſtellung 
von Heilmitteln oder von kosmetiſchen Erzeugniſſen verwendet wird (S. 146). 


44 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanz⸗ 
rats hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betreffend die Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909/14. Juni 1912 in der 
Faſſung des Geſetzes vom 8. September 1925. 


Vom 27. 6. 1930. 


Artikel J. 

$ 2 des Geſetzes erhält folgende Faſſung: 

Die Verbrauchsabgabe beträgt 8,— Gulden für 1 Liter Alkohol. Läßt ſich die Menge des in 
eingeführten Waren enthaltenen Alkohols nicht ermitteln, fo find für 1 Liter Raumgehalt 4,— Gulden 
an Verbrauchsabgabe zu entrichten. 

Artikel II. 

Branntwein aller Art und Branntweinfabrikate, die ſich am Tage des Inkrafttretens des Ge— 
ſetzes im freien Verkehr befinden, ſind nach den Sätzen des Artikels I nachzuverſteuern. Auf die Steuer 
werden die Abgaben, die für die Ware nach den bisher geltenden geſetzlichen Vorſchriften entrichtet 
worden ſind, angerechnet. Branntwein, der ſich bei Inkrafttreten des Geſetzes unter Steuerkontrolle 
befindet, unterliegt, ſobald er in den freien Verkehr tritt, den Steuerſätzen dieſes Geſetzes. 

Den Gewerbetreibenden, welche gewerbsmäßig Trinkbranntwein herſtellen oder Handel mit Brannt⸗ 
wein oder Branntweinfabrikaten betreiben ſowie den Gewerbetreibenden, welche die Erlaubnis zum 
Ausſchenken von Branntwein haben, wird ein Drittel ihres zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes 
vorhandenen Beſtandes an reinem Alkohol nachſteuerfrei gelaſſen, jedoch nicht über 1000 Liter. 
Anderen Betrieben oder Perſonen wird eine Menge von 10 Litern reinen Alkohols nachſteuerfrei ge⸗ 
laſſen. 

Von der Nachſteuer befreit iſt aller Branntwein, der auf Grund der bisher geltenden Vor⸗ 
ſchriften von der Verbrauchsabgabe befreit war. i 

Das Landeszollamt trifft bezüglich der Nachſteuer die Ausführungsbeſtimmungen. 

Artikel III. 
Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1930 in Kraft. 
Danzig, den 27. Juni 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
) Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


45 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zustimmung des Finanz⸗ 
rats hiermit verkündet wird: 
Lohnſummenſteuergeſetz. 
Vom 27. 6. 1930. 
8 1. Bu 
Der Steuer unterliegen alle natürlichen und juriſtiſchen Perſonen, Perſonenvereinigungen und Ver⸗ 
mögensmaſſen, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig Arbeitnehmer gegen Entgelt beſchäftigen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 7. 1930.) 
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82. 
Bon der Abgabe find befreit: 


1. die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände hinſichtlich der Dienit- 
ſtellen, die öffentlich rechtliche Aufgaben zu erfüllen haben ſowie die Religionsgeſellſchaften 
des öffentlichen Rechts; 

2. die diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretungen, ſowie die Dienſtſtellen auswärtiger 
Staaten, die ihren dienſtlichen Sitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben, ſoweit ſie 
mit der Verwaltung öffentlich rechtlicher Aufgaben betraut ſind. 


§ 3. 

(1) Der Beſteuerung unterliegt der geſamte Arbeitslohn im Sinne des § 32 Abſ. 1 Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 27. März März 1926 vor Abzug der Einkommenſteuer und der Sozialverſiche— 
rungsanteile der Arbeitnehmer, einſchließlich der in Abſ. 2 Ziffer 2 a. a. O. angegebenen Entihädi- ' 
gungen. 


(2) Der Wert der Naturalbezüge richtet ſich nach den auf Grund des $ 19 Abſ. 2 Einkommen— 
ſteuergeſetzes getroffenen Beſtimmungen. 


8 4. 


Die Steuer beträgt 1 v. H. der in § 3 bezeichneten Beträge. Die Höhe der Steuer iſt vom 
Steuerpflichtigen ſelbſt zu berechnen. f 
8 5. 


(1) Der Steuerpflichtige iſt verpflichtet, vor Beginn eines neuen Kalenderjahres oder eine Woche 
nach Beginn der Steuerpflicht von der Gemeindebehörde ſeines Wohnſitzes oder feiner Betriebs 
niederlaſſung ein Steuerbuch in Empfang zu nehmen. 


(2) Der Steuerpflichtige hat das Steuerbuch während des Kalenderjahres aufzubewahren und 
am Ende des Kalenderjahres der Gemeindebehörde zurückzugeben. Erliſcht die Steuerpflicht im Laufe 
des Kalenderjahres und iſt nicht anzunehmen, daß ſie im Laufe des Kalenderjahres wieder neu ein— 
tritt, ſo hat Rückgabe innerhalb einer Woche nach Erlöſchen der Steuerpflicht zu erfolgen. 


§ 6. 

(1) Der Steuerpflichtige hat ſpäteſtens am 3. Tage nach der Lohnzahlung Steuermarken in der 
ſich auf § 4 ergebenden Höhe in das Steuerbuch einzukleben und zu entwerten, ſowie die ſich aus dem 
Vordruck des Steuerbuches ergebenden Eintragungen vorzunehmen. 

(2) Das Landesſteueramt kann ein von Abſ. 1 abweichendes Verfahren anordnen und insbe⸗ 


ſondere beſtimmen, daß die Verwendung von Steuermarken unterbleibt und daß die Zahlung der 
Steuer unmittelbar bei der Steuerkaſſe erfolgt. 


7. 


(1) Alle Steuerpflichtigen haben über die bei ihnen beſchäftigten Perſonen Liſten zu führen, aus 
denen Name und Zahl der Beſchäftigten, ſowie der gezahlte Lohn einſchl. etwaiger Nebenleiſtungen zu 
erſehen iſt. 


(2) Die Steuerämter können jederzeit Einſichtnahme in die nach Abſ. 1 geführten Liſten ver⸗ 
langen. 
88, 


Das Steueramt kann jeden einzelnen Steuerpflichtigen jederzeit auffordern, eine Steuererklärung 
über die von ihm in einem durch das Steueramt zu beſtimmenden Zeitabſchnitt gezahlten Arbeits- 
löhne im Sinne des $ 3 abzugeben oder beſtimmte Angaben darüber in einer vom Steuerpflichtigen 
einzureichenden anderweitigen Steuererklärung zu machen. 


89. 


(1) Ergeben die Ermittelungen, daß die abzuführende Steuer, die nach $ 6 tatſächlich geleiſteten 


Zahlungen überſteigt, ſo iſt die Steuer durch ſchriftlichen Steuerbeſcheid feſtzuſetzen, der bereits mit der 
Zuſtellung vollſtreckbar iſt. 


(2) In den Fällen, in denen eine nach 8 7 vorgeſchriebene Lohnbuchführung nicht vorhanden iſt 
oder gegen die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der vorliegenden Lohnbuchführung berechtigte Zweifel 
beſtehen, iſt die Höhe der geſchuldeten Lohnſummenſteuer zu ſchätzen. Gegen die Höhe der Schätzung 
it lediglich die Beſchwerde an das Landesſteueramt zuläſſig. 
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8 10. x 
(1) Wer die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Steuer hinterzieht, wird mit einer Geldſtrafe im 
ein⸗ bis zwanzigfachen des Betrages der hinterzogenen Steuer oder mit Gefängnis beſtraft. 
(2) Wer den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwiderhandelt, wird mit einer Geldſtrafe bis zu 
1000 G beſtraft. 5 Se 
(3) SS 88-92 des Einkommenſteuergeſetzes finden auf die nach § 6 vorgeſehenen Steuermarken 
entſprechende Anwendung. 
f 16 11. . 
Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1930 mit der Maßgabe in Kraft, daß die Steuer erſtmalig 
von den Arbeitslöhnen zu entrichten iſt, die für im Juli 1930 geleiſtete Dienſte gezahlt werden, auch 
wenn die Zahlung vor dem 1. Juli 1930 erfolgt. Das Geſetz tritt mit dem 31. März 1932 außer 
Kraft. 
ö 8 12. 
Die Beſtimmungen zur Durchführung dieſes Geſetzes erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. Juni 1930. b 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer 


46 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanz⸗ 
rats hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über die Abänderung des Einkommen-, Körperſchafts⸗ und Vermögensſteuergeſetzes. 
Vom 27. 6. 1930. 


8 f 
Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. März 1926 in der z. Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt 
geändert: 
1. $ 49a Abſatz 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„Der Zuſchlag erhöht ſich ab 1. Juli 1930 auf 10 9.“ 
2. § 49a Abſatz 2 erhält folgenden Zuſatz: 

„Der erhöhte Zuſchlag iſt erſtmalig von den am 15. Auguſt 1930 fälligen Voraus⸗ 
zahlungen zu entrichten. Die Anforderung erfolgt durch beſonderen Steuerbeſcheid. Bei der 
endgültigen Veranlagung für 1930 wird von den für das ganze Kalenderjahr 1930 feſtgeſetzten 
Steuerbeträgen der erhöhte Zuſchlag einheitlich in Höhe von 6,5 % erhoben. 

3. § 58a erhält folgenden Zuſatz: ; 

„Der Zuſchlag erhöht ſich ab 1. Juli 1930 auf 10 9%.“ 


N 8 2. 
Das Körperſchaftsſteuergeſetz vom 27. März 1926 in der z.Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt 
geändert: 
a) 8 11 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
5 Die Steuer beträgt: 
für die Steuerpflichtigen nach $ 2 Abſatz 1 Ziffer 1 = 20 v. Hundert 
für die Steuerpflichtigen nach 8 2 Abſatz 1 Ziffer II = 10 v. Hundert 
des Einkommens. g 
b) $ 11 Abſatz 2 wird geſtrichen. N 
c) $ 11 Abſatz 3 und 4 erhalten die Bezeichnung: Abſatz 2 und 3, 
d) $ 11a wird geſtrichen. 


83, 
Das Vermögensſteuergeſetz vom 12. 3. 1926 (Geſetzbl. S. 70) in der z. Zt. geltenden Faſſung 
wird wie folgt geändert: 
a) $ 11 erhält folgenden Wortlaut: 
l 


Von dem Rohvermögen der im § 1 Ziffer 3 bezeichneten Steuerpflichtigen ſind außer 
den in $ 10 aufgeführten Schulden und Laſten abzuziehen: 
1. die Rücklagen für ausſchließlich gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke, deren Verwendung 
nach Subſtanz und Ertrag zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, 
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2. bei Verſicherungsgeſellſchaften und Verſicherungsvereinen die Rücklagen für Verſicherungs⸗ 
ſummen und für die den Verſicherten ſelbſt als ſogenannte Dividende zurückzugewäh⸗ 
renden Prämienüberſchüſſe. 
b) 8 17 Abſatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 
8 17. 


* (1) Die Steuer beträgt jährlich: 

* wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 12500 G nicht überſteigt, 2 v. Tauſend des 

. Vermögens, 

50 wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 12 500 G aber nicht 30000 G überſteigt, 

> 3 v. Tauſend des Vermögens, 

0 wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 30000 G aber nicht 60000 G überſteigt, 
4 v. Tauſend des Vermögens, 

. wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 60000 G überiteigt, 5 v. Tauſend des Ber- 

0 mögens. 


8 4. 
Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung und folgenden Maßgaben in Kraft: 

a) Der erhöhte Zuſchlag im Steuerabzugsverfahren iſt erſtmalig von den Arbeitslöhnen zu 
entrichten, die für die im Juli 1930 geleiſteten Dienſte gezahlt werden, auch wenn die Zahlung 
vor dem 1. Juli 1930 erfolgt; 975 Bi 

b) bei der Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer für das Kalenderjahr 1930 kommt von den 
Steuerpflichtigen nach S 2 Abſatz 1 Ziffer I des bisherigen Geſetzes vom 27. 3. 1926 für 
das geſamte der Beſteuerung in dieſem Jahr unterliegende Einkommen ein einheitlicher 
Steuerſatz von 17,725 % zur Erhebung; 

c) bei der Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer für das Kalenderjahr 1930 wird der Zuſchlag 
des 8 11 Abſatz 2 des bisherigen Geſetzes vom 27. 3. 1926 nur in Höhe der Hälfte des 
ſich aus dem Geſetz ergebenden Betrages erhoben; 

d) bei der Berechnung der Körperſchaftsſteuer⸗Vorauszahlungen für das Kalenderjahr 1931 iſt 
bei den Steuerpflichtigen nach 8 2 Abſatz 1 Ziffer 1 der volle Steuerſatz von 20% unter 
völligem Fortfall des Zuſchlags des 8 11 Abſatz 2 des bisherigen Geſetzes vom 27. 3. 1926 
zugrunde zu legen; 

e) die gemäß § 3 Buchſtabe b) erhöhte Vermögensſteuer iſt vom 1. Juli 1930 ab zu ent⸗ 
richten; 

f) die Vorſchriften des $ 3 Buchſtabe a) finden erſtmalig bei der Veranlagung zur Vermögens⸗ 
ſteuer für das Kalenderjahr 1931 Anwendung; 

g) in Abweichung von den Vorſchriften des § 20 des Vermögensſteuergeſetzes wird angeordnet, 
daß bei der für 1931 vorzunehmenden neuen Veranlagung zur Vermögensſteuer der Wert 
des dem Betriebe der Land- und Forſtwirtſchaft dienenden Vermögens nicht neu feſtgeſtellt 
wird, ſondern mit dem Betrage in Anſatz zu bringen iſt, der bei der letztmaligen Veran⸗ 
lagung zugrunde gelegt wurde. f 

8:5: 
Die Beſtimmungen zur Durchführung dieſes Geſetzes erläßt der Senat. 


Danzig, den 27. Juni 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


47 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanz⸗ 
rats hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über die Beſteuerung des Perſonenverkehrs. 
g Vom 27. 6. 1930. 
X e EDER 81. 
Die Beförderung von Perſonen innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig auf elektriſchen 
Bahnen, auf Kleinbahnen und auf Kraft⸗Omnibuſſen, welche dem öffentlichen Verkehr dienen, unter⸗ 
liegt einer Steuer nach Maßgabe dieſes Geſetzees. RN 


; ? 
da) a 
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8 2. 
(1) Die Steuer richtet ſich nach dem Preiſe, der für die Beförderung an den Betriebsunternehmer 
zu entrichten iſt. Unternehmen der im § 1 bezeichneten Art dürfen Beförderungen von Perſonen nur 
unter Ausſtellung von Fahrtausweiſen vornehmen. ; 8 i : 
(2) Soweit bei einer Beförderung fremdes Hoheitsgebiet berührt wird, iſt der auf dieſes Gebiet 
entfallende Anteil des Beförderungspreiſes bei der Berechnung der Steuer außer Anſatz zu laſſen. 


§ 3. f 
(1) Die Steuer beträgt bei einem Preiſe der Fahrt bis 0,50 G einſchließlich fünf Pfennige, 
bei einem Preiſe über 0,50 G zehn Pfennige. l 
(2) Für Zeitkarten auf Straßenbahnen mit einer Dauer von mindeſtens 6 Tagen wird die Steuer 
mit ſieben Pfennigen und, falls der Preis des einzelnen Fahrtausweiſes über 0,50 G beträgt, mit 
vierzehn Pfennigen für jeden Tag der Dauer der Zeitkarten berechnet. 5 RE 
(3) Im Kleinbahn- und Kraft⸗Omnibus-Verkehr iſt die Steuer in folgender Höhe zu entrichten: 
bei Monatskarten... in Höhe des 40-fahen Betrages, 
bei Vierteljahres karten. . in Höhe des 110⸗fachen Betrages, 
bei Halbjahreskarten . . . in Höhe des 200 fachen Betrages, 
« bei Jahreskarten. . . in Höhe des 360⸗fachen Betrages 
der Steuer für die Einzelfahrt. : : 
(4) Bei außerplanmäßigen Sonderfahrten kann die Ausſtellung von Einzelfahrtausweiſen unter- 
bleiben. Wird der Fahrpreis bei ſolchen Sonderfahrten in außerplanmäßiger Weiſe berechnet, ſo wird 
die Steuer auf 10 v. H. des geſamten Beförderungspreiſes bemeſſen. 


8 4. 
Der Senat kann Ermäßigungen oder Befreiungen von der Beförderungsſteuer gewähren, ſofern 
die Beförderung von Perſonen zu ermäßigten Fahrpreiſen erfolgt. Das Gleiche gilt für Beförderungen 
vom Auslande in das Inland oder umgekehrt, ſofern die Inlandsſtrecke 4 km nicht überſteigt. 


8 5. b 
(1) Der Steuerſchuldner iſt derjenige, der den Beförderungspreis zu zahlen hat. Neben ihm haftet 
für die Steuer der Betriebsunternehmer. i S 
(2) Der Betriebsunternehmer hat die Steuer zu Laſten des Steuerſchuldners im voraus zu ent- 
richten, ſofern nach näherer Beſtimmung des Senats eine Abſtempelung der Fahrtausweiſe durch die 
Steuerbehörde zu erfolgen hat, Ausnahmen ſind zuläſſig. Der Senat kann die Entrichtung der Steuer 
auf Grund eines Abrechnungsverfahrens zulaſſen. i ’ 


a 86. 
Die Beförderungsunternehmen unterliegen der Steueraufſicht. $ 162 des Steuergrundgeſetzes 
findet entſprechende Anwendung. i 
i 8 7. 5 
(1) Die Steuerhinterziehung ($ 316 St. Gr. Geſ.) wird mit einer Geldſtrafe in Höhe des vierfachen 


Betrages der Steuer, mindeſtens aber in Höhe von 25 Gulden für jeden einzelnen Fall beſtraft. Die 
Steuer iſt unabhängig von der Beſtrafung zu zahlen. ; 


(2) Kann der Betrag der hinterzogenen Steuer nicht feſtgeſtellt werden, ſo tritt eine Geldſtrafe 
von 25 Gulden bis zu dem im 8 319 des Steuergrundgeſetzes vorgeſehenen Höchſtmaß ein. 


a 88, 

Das Aufkommen der Beförderungsſteuer bei den elektriſchen Bahnen fließt der Stadtgemeinde 
Danzig und den Gemeinden nach dem Verhältnis der Wegeſtrecke zu, welche von den elektriſchen 
Bahnen in ihren Bezirken zurückgelegt wird. ; 

Das Aufkommen der Beförderungsſteuer aus dem Kraft-Omnibus- und Kleinbahn⸗Verkehr fließt 
den kreisfreien Städten und den Kreiſen nach dem Verhältnis der Wegeſtrecke zu, welche in ihren 
Bezirken von den Kraft-Omnibuſſen und Kleinbahnen zurückgelegt wird. 

Zur Deckung der Verwaltungskoſten erhält der Staat vorweg von der Beförderungsſteuer einen 
Betrag von 5 v. H. des Aufkommens. f 
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8 9. 
Der Senat erläßt die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſet. 
$ 10. 
Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1930 in Kraft. 
Danzig, den 27. Juni 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


48 Vloolkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Abänderung des Geſetzes betr. die Danziger Werft und Eiſenbahn⸗Werkſtätten⸗Aktiengeſellſchaft 
vom 29. Dezember 1922 (Geſetzbl. 1923 S. 11). 
Vom 27. 6. 1930. 
Artikel J. 


Das Geſetz betr. die Danziger Werft und Eiſenbahn-Werkſtätten-Aktiengeſellſchaft vom 29. De— 
zember 1922 (Geſetzbl. 1923 S. 11) wird dahin abgeändert: 


$ 3 Abſ. 2 wird dahin ergänzt, daß auch 8 252 Abſ. 1 Satz 1 H. G. B. für die 
Geſellſchaft außer Kraft geſetzt wird. 
Artikel II. 
Der Senat beſtimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes im Verordnungswege. 
Danzig, den 27. Juni 1930. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


49 Verordnung 
betreffend Steuerermäßigung für Branntwein, der zur Herſtellung von Heilmitteln oder von kos⸗ 
metiſchen Erzeugniſſen verwendet wird. 
Vom 27. 6. 1930. 


Auf Grund des § 3 des Branntweinſteuergeſetzes wird folgendes verordnet: 


8 1. 


Branntwein, der zur Herſtellung von Heilmitteln oder von kosmetiſchen Erzeugniſſen be 
wird, unterliegt einer Verbrauchsabgabe von 4,— Gulden für einen l. r. A. 


2 
Das Landeszollamt ſetzt die 3 feſt, die die Vorausſetzungen für die im $ 1 vor⸗ 
geſehene Steuerermäßigung bilden. 
83, 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1930 in aa 
Danzig, den 27. Juni 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


